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15. Juli 2014
	Schriftliche Kleine Anfrage

des Abgeordneten Dennis Thering (CDU) vom 07.07.14
und Antwort des Senats

- Drucksache 20/12367 -


Betr.:
Zunehmende Bebauung im Alstertal und in den Walddörfern sorgt für Schwund an Grünflächen und Frust bei Anwohnerinnen und Anwohnern
Immer mehr Grundstücke im Alstertal und in den Walddörfern werden großflächig bebaut. Grünflächen fallen dabei immer wieder größeren Bebauungen zum Opfer, da die propagierten Zahlen des Wohnungsbauprogramms des Senats durch eine sinnvolle Nachverdichtung innerhalb der historisch 
gewachsenen Strukturen nicht erreicht werden können. Leidtragende sind neben der Natur vor allem die Anwohnerinnen und Anwohner, deren Nachbarschaft durch massive Bebauung verändert wird. Folge sind häufig absehbare Verkehrsbehinderungen durch zu wenige neue Stellplätze oder zu schmale Straßen. Die Wohnungssituation in Hamburg muss mit Augenmaß verbessert und Wohnungsneubau nicht brachial erzwungen werden. Außerdem bedarf es echter Bürgerbeteiligung und nicht, wie von der SPD immer wieder praktiziert, Bürgerinformation ohne Mitspracherecht.

Um die notwendige Transparenz herzustellen, ist es wichtig, dass frühzeitig Pläne großer Bauprojekte öffentlich werden. 

Vor diesem Hintergrund frage ich den Senat:
Ein wesentlicher Eckpfeiler für das Wohnungsbauziel des Senats, jährlich 6.000 Wohnungen zu errichten  ist die Arbeit der Bezirke, die auf der Grundlage des Vertrages für Hamburg jährlich bezirkliche Wohnungsbauprogramme erstellen, in denen Potenzialflächen für künftige Wohnungsbauvorhaben aufgezeigt werden. 
1.
Wie viele Wohneinheiten sollen in den nächsten fünf Jahren nach Planungen des Senats im Alstertal und in den Walddörfern insgesamt neu gebaut werden?
2.
Bei wie vielen dieser Wohneinheiten handelt es sich um Nachverdichtungen und bei wie vielen werden neue Flächen erschlossen beziehungsweise bebaut?

In dem bezirklichen Wohnungsprogramm werden für den Stadtteil Alstertal insgesamt neun Flächen als potentielle Wohnungsbauflächen vorgeschlagen, davon sind drei Flächen unter einem Hektar und drei Flächen über zwei Hektar groß.
Im Bereich der Walddörfer werden zehn Flächen aufgeführt davon zwei unter einem Hektar und zwei über drei Hektar.
Die vorgenommenen Angaben stellen zum jetzigen Zeitpunkt getroffene Annahmen und Schätzungen über die mögliche Wohnungsbauentwicklung hinsichtlich solcher Vorhaben dar, deren Potenzial mindestens 20 Wohneinheiten beträgt. Eine lückenlose Prognose über sämtliche Einzelbauvorhaben der kommenden fünf Jahre ist nicht möglich. Siehe Antwort zu 5.
Siehe Wohnungsbauprogramm 2014 des Bezirksamtes Wandsbek (inklusive Karten) (http://www.hamburg.de/contentblob/4294512/data/wohnungsbauprogramm-2014-gesamtfassung-1.pdf).
3.
Auf welchen derzeit bereits bebauten Flächen im Alstertal und in den Walddörfern sollen in den nächsten fünf Jahren Bestandsbauten abgerissen werden und neue Wohneinheiten entstehen und um wie viele neue Wohneinheiten handelt es sich jeweils genau (bitte für jedes Neubauprojekt die genaue Fläche (Karte anfügen) und die genaue Anzahl an Wohneinheiten angeben)?

Siehe Antwort zu 1., 2. und 5.  

4.
Auf welchen derzeit noch leerstehenden Flächen im Alstertal und in den Walddörfern sollen in den nächsten fünf Jahren neue Wohneinheiten entstehen und wie viele jeweils genau (bitte für jedes Neubauprojekt die genaue Fläche (Karte anfügen) und die genaue Anzahl an Wohneinheiten angeben)?

Siehe Antwort zu 1., 2. und 5.
5.
Für welche der unter Fragen 3. und 4. aufgeführten Fälle sind von der zuständigen Fachbehörde bereits Genehmigungen erteilt worden und für welche nicht?

Siehe Anlage für die Jahre 2013/2014. Die in der Anlage aufgeführten Vorhaben umfassen sowohl bereits bebaute Flächen als auch noch leerstehende Flächen. Eine Unterteilung ist in der zur Beantwortung einer parlamentarischen Anfrage zur Verfügung stehenden Zeit nicht möglich, da hierfür ca. 1.000 Vorgänge händisch ausgewertet werden müssten. Dies bezieht sich auch auf die Kategorien Nachverdichtung, Neubau bzw. Abriss.
Die Daten aus der Zeit vor 2013 stehen dem zuständigen Bezirksamt listenmäßig nicht zur Verfügung. 
In der zur Beantwortung einer parlamentarischen Anfrage zur Verfügung stehenden Zeit ist weder die Erstellung einer Liste früherer Baugenehmigungen noch eine Eintragung dieser Daten in einer Karte möglich, denn es müssten ca. 1.000 Genehmigungen nachgetragen werden. 

6.
In welchen der unter Fragen 3. und 4. aufgeführten Fälle müssen vorhandene Bäume gefällt werden, um die Neubebauung durchführen zu können und um wie viele Bäume handelt es sich jeweils genau? Welche Ausgleichspflanzungen sind dafür geplant?
Etwaig erforderliche Fällungen auf privaten Grundstücken werden im Zusammenhang mit konkreten Bauantragmaßnahmen, einschließlich eventuell festzusetzender Ausgleichmaßnahmen, im Einzelfall geprüft. Genauere Informationen liegen nicht vor und können in der für eine parlamentarische Anfrage zur Verfügung stehenden Zeit nicht ermittelt werden, da hierfür alle Baugenehmigungen im Hinblick auf etwaige Fällgenehmigungen überprüft werden müssten.
7.
In welchen der unter Fragen 3. und 4. aufgeführten Fälle wurden die Bürgerinnen und Bürger vor Ort bereits über die Pläne informiert und in welchen nicht?
In den Fällen, in denen zur Schaffung der baurechtlichen Voraussetzungen Bebauungsplanverfahren eingeleitet oder konkret vorbereitet werden, erfolgt eine Information der Bürger durch die öffentliche Verwaltung.
Mögliche Informationsmaßnahmen privater Bauherren sind dem zuständigen Bezirksamt nicht bekannt. 
Im Übrigen sind die Inhalte des bezirklichen Wohnungsbauprogrammes in öffentlichen Sitzungen des zuständigen bezirklichen Fachausschusses sowie der Bezirksversammlung Wandsbek behandelt worden.  

8.
In welchen der unter Fragen 3. und 4. aufgeführten Fälle sind im Rahmen der Neubebauung Anpassungen und Veränderungen der Straßeninfrastruktur geplant und welcher Art sind diese jeweils?

In der Regel muss im Rahmen der Neubebauung die Straßeninfrastruktur für Einzelvorhaben nicht angepasst werden. Die detaillierten verkehrlichen Ausführungsplanungen für Einzelvorhaben werden im Einzelfall geprüft, Anpassungen bzw. Veränderungen liegen dem zuständigen Bezirksamt zurzeit aber nicht vor.
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